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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 4. 


Inhalt: Staatsvertrag zwiſchen den Freiſtaaten Preußen und Bayern über die Ausführung von Grundſtückszuſammenlegungen 
— ( Flurbereinigungen) in den vormals coburgiſchen Landesteilen durch preußiſche Landeskulturbehörden, S. 17. — Geſetz 
über Anderungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes, des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Mittelfchullehrer-Dienft« 
einkommensgeſetzes, S. 18. — Verordnung über die Einführung preußiſcher Geſetze im Gebietsteil Pyrmont, S. 21. — Verordnung, 
betreffend die Anderung von Familiennamen, S. 21. — Verfügung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend 
Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 und vom 3. März 1913, 
©. 22. — Erlaß des Minifters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs 
für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen, S. 22. — Bekanntmachung der nach dem 
Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 22. 


(Nr. 12431.) Staatsvertrag zwiſchen den Freiſtaaten Preußen und Bayern über die Ausführung von 
Grundſtückszuſammenlegungen (Flurbereinigungen) in den vormals coburgiſchen Landesteilen 


durch preußiſche Landeskulturbehörden. Vom 25. Scßtenber 1922. 


14. Juli 
Die Regierungen b 


des Freiſtaats Preußen, vertreten durch den Finanzminiſter Dr. v. Richter und den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten Dr. Wendorff, 
und des Freiſtaats Bayern, vertreten durch den Staatsminiſter für Landwirtſchaft Wutzlhofer, 
haben vorbehaltlich der Zuſtimmung des Landtags von Bayern folgendes vereinbart: 


81. 
Die preußiſchen Landeskulturbehörden (preußiſches Geſetz vom 3. Juni 1919 — Geſetzſamml. S. 101 —) 
führen die von ihnen vor dem 1. Juli 1921 begonnenen Grundſtückszuſammenlegungen in den Gemeinden 
der vormals coburgiſchen Landesteile zu Ende. 


8 2. 

Für die Zuſammenlegungen (§ 1) und die mit ihnen zuſammenhängenden Rechtsverhältniſſe ſowie für 
das Verfahren der preußiſchen Behörden finden die coburgifchen Geſetze und der Staatsvertrag zwiſchen 
Preußen und Sachſen Coburg⸗Gotha vom 22. April 1907, betreffend die Übertragung der Leitung der 
Grundſtückszuſammenlegungen im Herzogtum Coburg an Königlich Preußiſche Auseinanderſetzungsbehörden, 
unter folgender Maßgabe Anwendung: 

An die Stelle des bisherigen Herzoglichen Staatsminiſteriums tritt das Bayeriſche Staatsminiſterium 
für Landwirtſchaft oder die von ihm ermächtigte Behörde, an die Stelle des bisherigen Herzoglich Coburgi⸗ 
ſchen Landratsamts das Bayeriſche Bezirksamt Coburg, an die Stelle der Herzoglichen Staatskaſſe das 
Finanzamt Coburg, an die Stelle der Spezialkommiſſion der Vorſteher des zuſtändigen Preußiſchen Kultur- 
amts, an die Stelle der Generalkommiſſion der Präſident des zuſtändigen Preußiſchen Landeskulturamts. 


83. 
Die Behörden, welche die bei den Zuſammenlegungen ($ 1) anfallenden Streitigkeiten zu entſcheiden 
haben, werden durch ein zu erlaſſendes bayeriſches Geſetz beſtimmt. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1243112436.) 4 
Ausgegeben zu Berlin, den 16. Februar 1923. s 


8 
| | 8 
Für die Abwicklung der nach § 1 zu erledigenden Zuſammenlegungsſachen zahlt der Bayeriſche Staat 


an Preußen außer den nach Artikel 5 des Staatsvertrags vom 22. April 1907 zu entrichtenden Pauſch⸗ 


vergütungen einen Betrag von 350 000 (dreihundertfünfzigtauſend Mark), zahlbar in 3 Jahresraten am 
1. Oktober 1922, 1. Oktober 1923, 1. Oktober 1924. 
85. 
Der Vertrag tritt ohne Kündigung außer Kraft, ſobald die Zuſammenlegungen nach § 1 dieſes Ver 
trags rechtskräftig erledigt und die Berichtigungen des Grundbuchs hierfür durchgeführt ſind. 
Berlin, den 15. September 1922. 


Der Preußiſche Finanzminister. Der e inen und für Landwirtſchaft, 
en b. Rich er omänen und Forſten. 


(Siegel.) Wendorff. 
München, den 14. Juli 1922. 


Bahyeriſches Staatsminiſterium für Landwirtſchaft. 
(Siegel.) Wutzlhofer. 


(Nr. 12432). Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, des Volksſchullehrer⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetzes und des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 8. Februar 1923 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 

Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt 
einkommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des 
Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten 
vom 21. November 1922 Geſetzſamml. S. 431) und der Verordnung über Anderungen des 
Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes vom 19. Dezember 1922 (Geſetzſamml. 1923 S. 7) wird wie 
folgt geändert: 

I. Im § 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: f 

(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staats— 
haushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig 
für die erſte Hälfte des Monats Januar auf 301 vom Hundert, 
für die zweite Hälfte des Monats Januar und für die nachfolgende Zeit auf 369 vom 
Hundert 
feſtgeſetzt. 

II. Im § 18 Abſ. 3 wird die Zahl »3 500 durch die Zahl »5000« erſetzt. 

III. In den Schlußbemerkungen zur Anlage 1 tritt im Abſchnitt C Nebenbezüge folgender 
Abſatz hinzu: 

1 11. Bei der Generallotteriedirektion können die mit der Wahrnehmung des 
Ziehungsgefchäfts beauftragten Beamten nach Maßgabe beſonderer Beſtimmungen aus 
Mitteln des Haushalts außerordentliche nichtruhegehaltsfähige Zuwendungen erhalten. 

IV. Dieſer Artikel tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1923 in Kraft. 


Derr 


— 1 


Artikel 2. 
Das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) 
in der Faſfung der Geſetze vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) und 22. Dezember 1922 
(Geſetzſamml. S. 452) wird wie folgt geändert: f 5 1 f 


8 1. 
Dem 8 4 tritt folgender Abſ. 4 hinzu: 1 85 

(4) Iſt ein Lehrer (Lehrerin) aus dem Reichsdienſt oder dem preußiſchen Staats— 
dienſt oder aus einem anderen öffentlichen Schuldienſt in den Volksſchuldienſt über— 
getreten, ſo wird er (fie) zunächſt in die Gruppe 1 des Volksſchuldienſtes mit der nach 
den §8 3, 5, 6, 7 und 18 anrechnungsfähigen Dienſtzeit eingereiht. Ergeben ſich bei 
der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters im einzelnen Falle unverſchuldete Härten, ſo 
ſetzt der Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter das Beſoldungs— 
dienſtalter feſt. Es kann nur für die Beſoldungsgruppe feſtgeſetzt werden, zu der die 
Stelle gehört, in der der Lehrer (Lehrerin) endgültig angeſtellt wird. 


2. 
Im 8 6 Abſ. 2 wird der Einzahlungsbetrag für die Anrechnung privaten Schuldienſtes von 
20 000 Mark auf 80 000 Mark für Lehrer und von 18 000 Mark auf 72 000 Mark für 
Lehrerinnen erhöht. 
Der Abſ. 4 des § 6 erhält folgende Faſſung: 

(4) Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privat⸗ 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. Soweit noch in der Zeit vom 1. Januar 
bis 15. Februar 1923 Einzahlungen nach den vom 16. November 1922 ab geltenden 
Sätzen geleiſtet ſind oder werden, findet die Anrechnung der Privatſchuldienſtzeit nach 
den bisherigen Beſtimmungen ſtatt. : 


83. 
Im 8 29 Abf. 1 wird das Wort „endgültig“ vor „angeſtellten Lehrers“ geftrichen, 


8 4. 
Im 8 46 erhält der Abſ. 1 die Ziffer „(“. 
Als Abſ. 2 tritt hinzu: 
(2) Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere 
Lehrkraft verſehen werden. 
85. a 
Im 8 47 Abſ. 1 werden die Worte „einen durch fünf ohne Reſt teilbaren, auf volle Mark 
nach unten abgerundeten Betrag“ durch „einen auf volle Mark nach unten abgerundeten, durch 
hundert ohne Reſt teilbaren Betrag“ und im Schlußſatze des Abſ. 3 die Zahl „fünf“ durch 
„hundert“ erſetzt. f 5 8 
f Im 8 47 Abſ. 1 und Abſ. 3 werden ferner „480 Millionen“ durch ‚sechs Milliarden“ 
erſetzt. BR: i ® 1 a 
Im § 47 Abſ. 3 und im § 49 Abſ. 1 werden „240 Millionen“ durch „drei Milliarden“ erſetzt. 
£ 4* J . 


55 


80 Sn 
Im 8 57 werden die Worte „240 Mark für die einzige oder exfle, 200 Mark für die 

zweite, 160 Mark für die dritte und je 120 Mark für jede weitere Stelle“ durch die Worte 

„2500 Mark für jede planmäßige Lehrerſtelle“ erſetzt. Bere! x 


87. 
Der § 58 Ab. 3 erhält folgende Faſſung: 

(3) Die im § 46 Ziffer 3 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) haben auf 
die Zeit vom 1. Januar 1923 bis 31. März 1924 für jede dort genannte Schulſtelle 
einen Beitrag von jährlich 100 000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert 
und die in Ziffer 4 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) für jede daſelbſt ge⸗ 
nannte Schulſtelle auf den gleichen Zeitraum einen Betrag von jährlich 120 000 Mark 
nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert an die Landesſchulkaſſe an Stelle der 
geſetzlichen Vorausleiſtung zu zahlen. 


Die Beſtimmung im Artikel VII des Geſetzes vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) 
findet auch auf die nach dem 1. Oktober 1922 eingetretenen Dienſteinkommenserhöhungen Anwendung. 


89. 
Dieſer Artikel tritt hinſichtlich der SS 1, 3 und 4 mit Wirkung vom 1. April 1920 und 
hinſichtlich der übrigen Beſtimmungen mit Wirkung vom 1. Januar 1923 ab in Kraft. 


Artikel 3. se 
Das Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) 
in der Faſſung des Geſezes vom 17. November 1922 (Geſetzzaamml. S. 421) wird wie folgt 


geändert: 
Si; 
Der $ 19 erhält folgenden Zuſatz: | 
Für Schulſtellen, die nach Aufſtellung des Verteilungsplans im Laufe des Nech- 
nungsjahrs neu errichtet werden, iſt der Beitrag zur Landesmittelſchulkaſſe, einſchließlich 
der im § 20 Abſ. 1 unter a bis » gedachten Vorausleiſtungen, von dem Tage an zu 
zahlen, von dem ab die Stelle durch eine beſondere Lehrkraft verſehen wird. 


92. 
Im § 20 Abſ. 1 unter b wird der Betrag von 25 000 Mark durch 100 000 Mark “ erſetzt. 


i $3. 

Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesmittelſchulkaſſe für das Rechnungsjahr 1923 ſind 
die in dieſem Geſetz angeordneten Dienſteinkommenserhöhungen und bei Verteilung des Bedarfs 
auf die Schulunterhaltungsträger die im Artikel 3 $2 vorgeſehene Erhöhung der Vorausleiſtung 
mitzuberückſichtigen. 1 f 


— 1 
Die Beſtimmung im $ 1 dieſes Artikels tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 ab, die 
Beſtinmmung im § 2 mit Wirkung vom 1. April 1923 ab in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 8. Februar 1923. 


(Siegel) i Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Rr. 12433.) Verordnung über die Einführung preußiſcher Geſetze im Gebietsteil Pyrmont. Vom 
22. Januar 1923. s 


Das Preußiſche Staatsminiſterium verordnet auf Grund des § 5 Abſ. II des Staatsvertrags zwiſchen 
Preußen und Waldeck Pyrmont vom 29. November 1921 und des Artikel 7 des Geſetzes über die Ver⸗ 


einigung des zu Waldeck⸗Pyrmont gehörigen Gebietsteils Pyrmont mit dem Freiſtaate Preußen vom 22. Fe⸗ 


bruar 1922 (Gefekfanml. S. 37), was folgt: 
: Axkikel 1. 
Im Gebietsteil Pyrmont tritt das Geſetz über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 126) mit allen dazu ergangenen abändernden, erläuternden und ergänzenden Beſtimmungen in Kraft. 
Eutgegenſtehende waldeckiſche Vorſchriften, insbefondere das Geſetz, betreffend die Errichtung einer Land⸗ 
wirtſchaftskammer für die Fürſtentümer Waldeck und Pyrmont, vom 1. Januar 1905 (Reg. Bl. S. 11) mit 
allen dazu ergangenen abändernden, erläuternden und ergänzenden Beſtimmungen, treten außer Kraft. 


Artikel 2. 

Wo in aufrechterhaltenen waldeckiſchen Vorſchriften auf Vorſchriften verwieſen iſt, die nach dieſer Ver⸗ 
ordnung im Gebietsteil Pyrmont außer Kraft treten, treten dafür die entſprechenden preußiſchen Vor⸗ 
ſchriften ein. 

WMWo in den nach dieſer Verordnung in Kraft tretenden preußiſchen Vorſchriften auf Vorſchriften ver⸗ 
wieſen iſt, die im Gebietsteil Pyrmont noch nicht eingeführt worden ſind, treten dafür die entſprechenden 
waldeckiſchen Vorſchriften ein. 

Berlin, den 22. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Wendorff. 


(Rr. 12434.) Verordnung, betreffend die Anderung von Familiennamen. Vom 30. Januar 1923. 


11. 95 


; 3 Satz! der Verordnung der Preußiſchen Staatsregierung vom 3. November 1919 (Geſetzſamml. / 32 130 


3 
S. 177) wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: 
Der Juſtizminiſter kann anordnen, daß die Ermächtigung (§ 1) durch einmaliges Einrücken 
in den Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger oder in einer anderen Zeitung auf Koſten 
N des Antragſtellers bekanntzumachens ift; die Bekanntmachung erfolgt durch das Amtsgericht. 
Berlin, den 30. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 
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(Nr. 12435.) Verfügung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung 

des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 

15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). 

Vom 21. Januar 1923. i 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſteinkommensbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 

1904 (Gefeßfamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem 

Preußiſchen Finanzminiſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen 

Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und dem dazu ergangenen Nachtrage vom 3. März 
1913 (Geſetzſamml. S. 27) mit Wirkung vom 1. Januar 1923 an durchweg auf das 200 fache erhöht. 

Der Erlaß vom 25. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 442), betreffend Anderung des Tarifs für die 

a Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 31. Dezember 1922 auf 

gehoben. i f $ 


Berlin, den 21. Januar 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Wendorff. 


(Nr. 12436.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinal⸗ 
polizeiliche Verrichtungen. Vom 6. Februar 1923. 3 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1919 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die in der 
Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte mit Ausnahme der 
Gebühr nach Ziffer 10a ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. Februar 1923 ab durch⸗ 
weg auf das 400 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10a des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte mit Wirkung vom 1. Februar 1923 ab auf das 200 fache erhöht. 

Der Erlaß vom 27. Dezember 1922 (Geſetzſamml. 1923 S. 8), betreffend Anderung des Tarifs für 
die Gebühren der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 31. Januar 1923 aufgehoben. ; 


Berlin, den 6 Februar 1923. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


ri 
18 - 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1, der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Niederſächſiſchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Osnabrück, zum Bau 
einer 100 000⸗Volt-Leitung von Ibbenbüren nach Osnabrück und zur Errichtung einer zweiten Trans 
formatorenſtation im Stadtkreis Osnabrück, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Osnabrück, Nr. 37, S. 181, ausgegeben am 16. September 1922, und 
der Regierung in Münfter, Nr. 4 S. 23, ausgegeben am 27: Januar 1923) 


10. 


II. 


— 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an den Provinzialverband für die Provinz Niederſchleſien für eine Stauanlage im 


Bober bei Boberullersdorf, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 47 S. 323, aus-. 
gegeben am 25. November 1922; ö \ 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Provinzialverband für die Provinz Niederſchleſien für eine Stauanlage im 
Bober bei Boberröhrsdorf, durch das Amtsblatt der Regierung in Liegnitz Nr. 47 S. 323, aus- 


gegeben am 25. November 1922; 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Oktober 1922, betreffend die teilweiſe Auf- 


hebung der Konzeſſionsurkunden für die Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft vom 
20. April 1885, 25. Oktober 1898 und 28. September 1905 und die Genehmigung zu entſprechender 
Anderung des Geſellſchaftsvertrags, durch das Amtsblatt der Regierung in Hildesheim Nr. 1 S. 2, 
ausgegeben am 6. Januar 1923 — vgl. Bekanntmachung S. 12 Nr. 3 —; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. November 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Kamberg für die Erweiterung ihres Elektrizitätswerkes, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 47 S. 315, ausgegeben am 25. November 1922 ; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 16. November 1922, betreffend die Genehmigung 


der Beſchlüſſe des 24. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft, durch die Amtsblätter 


der Regierung in Breslau Nr. 52 S. 330, ausgegeben am 30. Dezember 1922, 
der Regierung in Liegnitz Nr. 52 S. 364, ausgegeben am 30. Dezember 1922, 


der Regierung in Oppeln Nr. 31 S. 446, ausgegeben am 30. Dezember 1922, und 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 1 S. 4, ausgegeben am 6. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Kinheim im Kreiſe Wittlich für die Erweiterung eines 
Friedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 4 S. 12, ausgegeben am 27. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Ronnenberg im Kreiſe Linden für die Erweiterung des 
Friedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 3 S. 22, ausgegeben am 
20. Januar 1923 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die elektriſche Überlandzentrale Kreis Salzwedel, G. m. b. H. in Salzwedel, 
für den Bau bon Überlandleitungen in den Kreiſen Salzwedel, Gardelegen, Iſenhagen, Oſterburg 
und Lüchow, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 2 S. 9, ausgegeben am 
13. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Dorſten für den Bau einer Niederſpannungsfreileitung, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 4 S. 23, ausgegeben am 27. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. Dezember 1922, betreffend die Genehmigung 
der von der Generalverſammlung der Landſchaft der Provinz Weſtfalen am 9. Dezember 1922 be⸗ 
ſchloſſenen Anderungen des Neuen Statuts der Landſchaft, durch die Amtsblätter 


der Regierung in Münſter Nr. 2 S. 8, ausgegeben am 13. Januar 1923, 
der Regierung in Minden Nr. 2 S. 7, ausgegeben am 13. Januar 1923, 
der Regierung in Arnsberg Nr. 2 S. 9, ausgegeben am 13. Januar 1923, 
der Regierung in Düſſeldorf Nr. 1 S. 7, ausgegeben am 6. Januar 1923, und 
der Regierung in Hannover Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6. Januar 1923; 


12. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 


—— 2 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Dezember 1922, betreffend die Genehmigung 
des von dem außerordentlichen Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen neunten 
Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6. Januar 1923, 

der Regierung in Gumbinnen Nr. 2 S. 14, ausgegeben am 13. Januar 1923, 

der Regierung in Allenſtein Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6. Januar 1923, und 

der Regierung in Marienwerder Nr. 1 S. 2, ausgegeben am 6, Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die A. Riebeckſchen Montanwerke, Aktiengeſellſchaft in Halle (Saale), für 
den Bau einer 15 000 ⸗Volt⸗Leitung von der Transformatorenſtation Webau nach der Grube Hermann 
bei Göthewitz, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 2 S. 6, ausgegeben am 
13. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Januar 1923, betreffend die Genehmigung 
einer Anderung der Satzung des Calenberg⸗Göttingen-Grubenhagen-Hildesheimiſchen ritterſchaftlichen 
Kreditvereins in Hannover, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Hannover Nr. 3 S. 21, ausgegeben am 20. Januar 1923, und 

der Regierung in Hildesheim Nr. 3 S. 12, ausgegeben am 20. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Berliner Vororts-Elektrizitätswerke, G. m. b. H. in Berlin, für den Bau 
einer Schaltftation in oder bei Wildau im Kreiſe Teltow und der von dieſer ausgehenden 50 000, Volt⸗ 
Leitungen, durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 4 S. 55, 
ausgegeben am 27. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Magiſtrat zu Caſſel für die Erweiterung des ſtädtiſchen Kraftwerkes, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 3 S. 16, ausgegeben am 20. Januar 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Reichstelegraphenverwaltung in Berlin für die Errichtung von baulichen 
Anlagen für ein unterirdiſches Uberlandfernkabelnetz in den Gemeinden Baſſum, Kreis Syke, und 
Bohmte, Kreis Wittlage, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Hannover Nr. 3 S. 23, ausgegeben am 20. Januar 1923, und 

der Regierung in Osnabrück Nr. 3 S. 10, ausgegeben am 20. Januar 1923, 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Dannenberg für den Bau von Hoch- und Niederſpannungsleitungen, 
Ortsnetzen, Ortsumſpann⸗ und Schaltſtationen, durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg 
Nr. 3 S. 14, ausgegeben am 20. Januar 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Januar 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Afferde im Kreiſe Hameln für die Erweiterung 
des Friedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 4 S. 29, ausgegeben am 
27. Januar 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Relchsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


